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Tragende Gründe zum Beschluss 

des Gemeinsamen Bundesausschusses über eine Änderung 

der Richtlinie über die Bedarfsplanung sowie die Maßstäbe zur Feststellung 
von Überversorgung und Unterversorgung in der vertragsärztlichen Versor-

gung (Bedarfsplanungs-Richtlinie): 

Deckung des Sonderbedarfs durch Anstellung  

eines weiteren Arztes bei einem Facharzt 

 

Vom 19. Mai 2011 
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1. Rechtsgrundlagen 

Gemäß § 101 Abs. 1 Nr. 3 SGB V beschließt der Gemeinsame Bundesausschuss 
in Richtlinien Vorgaben für die ausnahmsweise Besetzung zusätzlicher Vertrags-
arztsitze, soweit diese zur Wahrung der Qualität der vertragsärztlichen Versorgung 
in einem Versorgungsbereich unerlässlich sind. Dies ist die rechtliche Grundlage 
für die Regelungen über den Sonderbedarf in den §§ 24, 25 der Bedarfsplanungs-
Richtlinie. 

 

2. Eckpunkte der Entscheidung 

In § 40 Abs. 1 der Bedarfsplanungs-Richtlinie ist für Medizinische Versorgungs-
zentren vorgesehen, dass die Deckung des Sonderbedarfs entweder durch Zulas-
sung eines weiteren Arztes (Nr. 1) oder durch Anstellung eines weiteren Arztes 
(Nr. 2) in dem Medizinischen Versorgungszentrum erfolgen kann. In dem Ände-
rungsbeschluss zu § 40 (damals Nr. 38b) wird ausgeführt, dass der Gemeinsame 
Bundesausschuss davon ausgeht, dass die gesetzliche Ermächtigung nach § 101 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 SGB V, auf welche sich die Sonderbedarfszulassung nach Nr. 
24 ff. (heute § 24) der Bedarfsplanungs-Richtlinie stützt, auch auf angestellte Ärzte 
und Psychotherapeuten in Medizinischen Versorgungszentren (ebenso wie auf 
dort tätige Vertragsärzte) angewendet werden kann. Daher ist in den Regelungen 
des Sonderbedarfs für Vertragsärzte eine entsprechende Vorschrift nicht enthal-
ten. Die Rechtslage hat sich durch das Vertragsarztrechtsänderungsgesetz geän-
dert. Die Regelungen zur Anstellung von Ärzten in einem Medizinischen Versor-
gungszentrum oder bei einem Vertragsarzt sind angeglichen worden. In der Be-
darfsplanungs-Richtlinie besteht allerdings zurzeit insoweit eine Ungleichbehand-
lung, als lediglich bei Medizinischen Versorgungszentren die Möglichkeit besteht, 
eine Sonderbedarfsanstellung vorzusehen. Eine Anpassung hebt diese momenta-
ne Ungleichbehandlung auf. Durch die Änderung der Bedarfsplanungs-Richtlinie 
wird auch bei Vertragsärzten die Möglichkeit vorgesehen, dass zur Deckung des 
Sonderbedarfs eine Anstellung eines weiteren Arztes unter Angabe der vertraglich 
vereinbarten Arbeitzeit erfolgen kann. 
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3. Verfahrensablauf 

Die Mitglieder des Unterausschusses haben sich in der Sitzung am 22. Februar 
2011 einvernehmlich für eine Änderung der ÄBPL-RL im Sinne der obigen Ausfüh-
rungen ausgesprochen und die Einleitung eines Stellungnahmeverfahrens gemäß 
§ 91 Abs. 5 SGB V beschlossen. 

 

4. Würdigung der Stellungnahmen 

Mit Schreiben vom 16. März 2011 wurde der Bundesärztekammer (BÄK) und der 

Bundespsychotherapeutenkammer (BPtK) gemäß § 91 Abs. 5 SGB V Gelegenheit 

zur Stellungnahme gegeben. 

Mit Schreiben vom 11. April 2011 und 13. April 2011 haben die Kammern der 

Richtlinienänderung zugestimmt bzw. keine Änderungswünsche geäußert. 
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5. Dokumentation des gesetzlich vorgesehenen Stellungnahmeverfahrens  
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Berlin, den 19. Mai 2011 

 

 

Gemeinsamer Bundesausschuss  
gemäß § 91 SGB V 

Der Vorsitzende 

 

Hess 
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